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	Montag, 14. Dezember 2009


Jahresabschlüsse 2007 und 2008, der Kreisagentur für Beschäftigung

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, Herr Landrat und Beigeordnete, liebe Kolleginnen und Kollegen,

Die Prüfung der beiden Jahresabschlüsse erfolgte zum Grossteil parallel in der Zeit vom Sept. 2008 bis zum Okt. 2009 mit erheblichen zeitlichen Unterbrechungen. Diese sind lt. Prüfberichte  auf „unzureichende Dokumentation einzelner Geschäftsvorfälle sowie durch unzureichende Koordination der rechnungs-relevanten Informationen begründet“. 

Eine Angemessenheit des internen Kontrollsystems wurde weiter nicht beurteilt, da es nicht explizit in Auftrag gegeben wurde.

Weiterhin wurde festgestellt, dass das Rechnungswesen nur eingeschränkt den besonderen Anforderungen des Eigenbetriebs entspricht. „Bei der Prüfung der Forderungen und Verbindlichkeiten haben wir festgestellt, dass  Buchungen in einigen Fällen nicht immer zeitnah und vollständig vorgenommen“ wurden.

Es wurde festgestellt, dass die Forderung des § 27 Abs. 3 Satz 2 EigBGes den Jahresabschluss,  den Lagebericht und die Erfolgsübersicht innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjahres aufzustellen, nicht eingehalten wurde.

Das gleiche gilt für die heute vorgelegten Unterlagen zur Feststellung des Jahresabschlusses, der innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Wirtschaftsjahres festgestellt werden soll.  

Hier trägt einzig und allein die Betriebsleitung die Verantwortung gemäß § 4 Abs. 1 EigBGes: „Ihr obliegt insbesondere die laufende Betriebsführung, die Aufstellung des Wirtschaftsplans, des Jahresabschlusses, des Anlagennachweises, des Lageberichts und der Erfolgsübersicht sowie die Zwischenberichterstattung. Sie hat den Eigenbetrieb wirtschaftlich und sparsam zu führen. Sicher hat hier auch die Kontrollfunktion der Verwaltung versagt. Für die Beurteilung der jeweiligen Bestätigungsvermerke und die Aussage der Prüfungsgesellschaft: „Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.“ sind meines Erachtens folgende Aussagen von Bedeutung.
1. Die Tatsache, dass die auf Basis von Stichproben festgestellten Mängel bis zum Abschluss der Prüfung entsprechend behoben wurden.

2. Im Dezember 2007 ein Beratungsunternehmen zur Erstellung einer Expertise zur Reorganisation und Qualitätssicherung der Finanzprozesse beauftragt wurde.

3. Anfang 2008 ein externer Berater zur Erstellung der Jahresabschlüsse herangezogen wurde.

4. Eine für mich wichtige Aussage für die Würdigung der Gesamtdarstellung der Jahresabschlüsse, des Lageberichtes und der Bestätigungsvermerke:

„Da die Kreisagentur für Beschäftigung seit dem 1. Januar 2009 als Hauptabteilung des Landkreises geführt wird, leiten wir daraus keine Empfehlung ab“.

Oder mit Worten der Leiterin ausgedrückt:“ Unsere Finanzstruktur ist geordnet und der Haushalt stets ausgeglichen, da der verbleibende Überhang der Aufwendungen vom Landkreis zu tragen und auszugleichen ist“.

Meines Erachtens ist es diese „Sorglosigkeit“ gepaart mit mangelnder Kontrolle und kaufmännischer Kenntnisse, die zu erheblichen Mehrkosten des Kreises beitragen und leider immer noch bestehen.

Trotz  rückläufiger Bedarfsgemeinschaften in 2007 und 2008 wurde die Stellenbesetzungssperre des RP ignoriert und der Personalbestand von 136,4 VZÄ auf 150,9 Vollzeitäquivalente d.h. auf 166 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zum 31.12.2008 aufgestockt.

In der Antwort auf die Frage: Warum Forderungen aus 2007 gegenüber dem Landkreis nicht rechtzeitig abgerechnet wurden, zeigt sich deutlich die Unkenntnis kaufmännischer Rechnungslegung. 

Antwort: „Der Zeitpunkt der Begleichung der Forderung ist unerheblich, da der     

              Landkreis in jedem Fall eine Fehlbetragsfinanzierung des      
              Eigenbetriebs sicherstellen muss. Außerdem ist es unerheblich,

              ob der Eigenbetrieb oder der Landkreis Kassenkredite

              aufnehmen  muss.

Frage:    Wie hoch sind dadurch die zusätzlich entstandenen

              Zinsbelastungen?

Antwort:  Es sind keine zusätzlichen Zinsbelastungen entstanden.
Soviel zu kaufmännische Grundkenntnisse,  was die lt. EigBGes geforderte  

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit betrifft.
Die Frage zu den Rückforderungen des Bundes in Höhe von 5,3 Mio. € für die Jahre 2005 + 2006 und einer vorherigen Klärung wurde wie folgt beantwortet: Da der Bund die Abschlüsse akzeptierte, gab es für die KfB keinen Abstimmungsbedarf.
Diese Rückforderungen für die Jahre 05 und 06 wurden in 2008 zurückgezahlt. 

Allerdings sind für 2007 und 2008 lt. Auskunft weitere Rückforderungen zu erwarten. Für diese konnte ich keine Rückstellung weder per 31.12.08 noch aus der Spaltungsbilanz erkennen. 

Die gleiche Frage stellt sich bezüglich der Rückforderung der AOK Hessen. Für den Zeitraum 2005 und 2006 wurden zwar keine Nachzahlungsforderungen sondern lt. Mitteilungen Rückstellungen für Nachzahlungsverpflichtungen in Höhe von 2.436 T€ für mögliche Nachzahlungsverpflichtungen gegenüber Sozialversicherungsträger gebildet. Diese Aussage steht meines Erachtens im Widerspruch zu dem Prüfungsbericht 2007. Dort heißt es, dass aufgrund einer Prüfung der AOK Hessen für das Jahr 2005 und 2006 Nachforderungen von 126 T€ gestellt wurden und zusätzlich 40 T€ Säumniszuschläge zu entrichten seien. Ich möchte mich hier mit dem Auszug aus unserem Fragenkatalog begnügen, da ich davon ausgehe, dass dieser vorliegt. 
Aus der Ausführung ergibt sich, dass bezüglich der Abschlussbilanzen für 2007 und 2008 Ansätze für Rückforderungen nicht berücksichtigt wurden. Wir werden daher den Beschlussvorschlägen der Vorlagen Nr. 3196 und 3197 nicht zustimmen. Wir fordern Sie, Herr Landrat auf, diese von der heutigen Tagungsordnung zu nehmen und an die KfB zur Klärung und Korrektur zurückzuverweisen. 
Auch dem Antrag 3199 „Spaltungsbilanz“ werden wir aus den genannten Gründen nicht zustimmen und stellen den Antrag, diesen ebenfalls zurückzuverweisen. Sicher hätten wir uns alle die gleiche Transparenz und Klarheit wie beim Jahres-abschluss des „Da-Di-Werks gewünscht.  
Bei allem Verständnis für die Anlaufschwierigkeiten und den komplexeren Sachverhalt der KfB zeigt sich hier der Eigenbetrieb als die sinnvollere Lösung. Gerade aufgrund der Vielfältigkeit müssen Kostenverantwortung und Mittel-ausgaben durch Transparenz, Klarheit und Effizienz  nachvollziehbar sein. Nur so lassen sich verbunden mit einem Controlling, das auch den Namen verdient, nicht gerechtfertigte Ausgaben  in Millionenhöhe für den Landkreis verhindern.

Ich bitte Sie, unserem Antrag der Zurückverweisung zuzustimmen. 
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